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G reen New Deal – Sackgasse und
sonst nichts?1
1 Dreimal Green New Deal
Angesichts der Gleichzeitigkeit von wirtschaftlicher und
ökologischer Krise gewinnen Reformansätze mit dem
Anspruch, beide Krisen integriert zu beantworten, zuneh-
mende Beachtung. Am deutlichsten kommt dies in der
Forderung nach einem New Green Deal zum A u s d r u c k ,
wie ihn nicht nur die Partei DIE GRÜNEN, sondern auch
UN-Institutionen, NGOs und eine zunehmende Zahl von
Ökonomen und Umweltforschern propagieren. Die Ker-
nidee besteht darin, einen staatlich gestützten Innovati-
ons- und Investitionsschub bei grünen Technologien zu
erreichen. Das dadurch induzierte wirtschaftliche Wa c h s-
tum sei gleichzeitig ökologischer Fortschritt, da mit den
neuen Technologien weniger Umwelt verbraucht und
geschädigt werde.  
Die sprachliche Anlehnung an das historische Vorbild des
New Deal verleiht dem Green New Deal den Spirit von
intelligenter Transformation und Machbarkeit innerhalb
der kapitalistischen Wirtschaftsweise. Der New Deal, der
von Präsident Roosevelt in den 30er Jahren begonnen
wurde und sich nach dem Ende des Zweiten We l t k r i e g e s
weiterentwickelte, bestand einerseits in einem staatlichen
Investitionsprogramm in Infrastruktur, etwa Eisenbahnen
und Bildung. Andererseits wurden Forderungen der
Arbeiterbewegung nach Schutzrechten, würdigeren Löh-
nen und sozialer Sicherung vom Staat umgesetzt bzw.
institutionell abgesichert. Der Deal bestand also in einer
Wachstumskoalition zwischen Kapitaleignern und Lohn-
abhängigen: Es gab staatlich gestützt neue Aufträge für
gesellschaftlich sinnvolle Produkte, von denen alle pro-
fitierten. Dieser Deal wurde möglich durch einen Eingriff
des Staates in die Wirtschaft nach den Ideen von Keynes
(Investitionen, institutionelle Sicherungen bei Löhnen,
A l t e r s v e r s o rgung etc). In der Retrospektive lässt sich
feststellen, dass das kapitalistische Wirtschaftssystem erst
mit diesem neuen „Gesellschaftsvertrag“, dem New Deal,
aus seinen strukturellen Problemen der Kapitalverwer-
tung, ausgedrückt in der tiefen Depression Anfang der
30er Jahre, herauskommen konnte.
Der „New Green Deal“ oder „neue Gesellschaftsvertrag“
( Wuppertal Institut) möchte diesen welthistorischen Vo r-
gang der Transformation der kapitalistischen Wi r t s c h a f t
aktualisieren. Green New Deal ist jedoch nicht gleich
Green New Deal. Gemein ist allen Ansätzen das Setzen
auf einen neuen grünen Innovationszyklus. Die grüne
industrielle Revolution soll durch direkte staatliche Inve-
stitionen in ökologische Infrastruktur einerseits sowie
durch die Schaffung eines günstigen Rahmens für das
Wachstum des Markts an „grünen“ Produkten und
Dienstleistungen andererseits auf den Weg gebracht wer-
den. Ganz unterschiedlich wird jedoch die soziale Seite
des Deals sowie die Wachstumsfrage konzipiert. Hier las-
sen sich drei Ansätze unterscheiden.
G reen New Deal mit Wachstum (GND+W)
Im „New Green Deal“ der Grünen, der Heinrich-Böll-
S t i f t u n g2 u.a. besteht der Deal in der Schaffung von neuen
Arbeitsplätzen und dem dazugehörigen Empowerment
der A r b e i t n e h m e r, die aus den Alt-Industrien herausge-
drängt sind oder es noch werden. Durch Erhöhung der
Bildungsausgaben und -chancen sollen die von A u s s c h-
ließung Bedrohten wieder in die (Arbeits-)Gesellschaft
hereingenommen werden. Dies ist gleichzeitig funktional
notwendig, denn die neuen grünen Arbeitsplätze erfor-
dern ungemein höhere Qualifikationen als die alten mas-
senindustriellen Fertigungslinien. Die soziale Frage als
Verteilungsfrage hingegen gilt als weitgehend gelöst,
eben durch den historisch längst vollzogenen New Deal.
Daher ist auch die Strategie der Induktion eines grünen
Marktes durch Bepreisung von als schädlich angesehe-
nen Umweltnutzungen wie etwa CO2-Emissionen, Ve r-
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2schmutzungen verschiedener Umweltmedien, Rohstoff-
verbräuchen etc integraler Bestandteil dieser Va r i a n t e .
Der durch die Einpreisung von Umweltgütern zu erwar-
tende und gewollte Anstieg der Preise für Wohnen, Mobi-
lität und viele andere Konsumgüter wird nicht als sozia-
les Problem, etwa als Verschärfung sozialer Ungleichheit
gesehen. Da alle Arbeit bekommen werden, kann auch
jeder mit den höheren Preisen leben. Zudem reifen durch
den Innovationsschub günstigere umweltschonende
Alternativen heran.
S o z i a l e r G reen New Deal mit Wachstum (SGND+W)
Der „sozial-ökologische New Deal“3 oder „Pakt für nach-
haltige Entwicklung, Vollbeschäftigung, soziale Sicher-
heit und Umweltschutz“4, wie ihn etwa die Linkspartei
fordert, basiert ebenso auf dem Mix von staatlichen Inve-
stitionen einerseits und der staatlichen Anregung von pri-
vaten grünen Investitionen andererseits. Diese Investi-
tionen sollen jedoch durch „regulatorische Vo rg a b e n “ ,
also ordnungsrechtliche Gebote und Verbote über zuläs-
sige Techniken und Grenzwerte angestoßen werden5.
Der zweite Unterschied besteht in der Rolle von Umver-
teilung von Arbeit und Einkommen, etwa der 30-Stun-
d e n - Woche als Normalvollarbeitszeit bei Lohnausgleich,
einer hohen sozialen Sicherung, Mindestlöhnen etc. Die
Umverteilung löst gleichzeitig den Knoten im Investiti-
onsstau, da die bisher schwache Binnennachfrage ange-
regt wird. Finanziert werden soll dies durch höhere Steu-
ern für Wohlhabende und Unternehmen. Damit ähnelt
sich das Soziale dieses Deals stark dem historischen Vo r-
l ä u f e r. Auch im New Deal wurden Steuern erhöht, um
Investitionen zu finanzieren. Auch im New Deal trugen
höhere Löhne zur Steigerung der Binnennachfrage bei.
Das Soziale des Deals wird hier also ganz anders gedacht,
sowohl normativ als auch funktional. Es ist ein sozialer
Green New Deal. Gemeinsam ist dem New Green Deal
der Grünen und dem Sozialen New Green Deal der Lin-
ken allerdings die Hoffnung auf Wirtschaftswachstum als
Löser von Wirtschaftskrise und ökologischer Krise.
S o z i a l e r G reen New Deal ohne Wachstum (SGND-W)
Eine dritte Variante wird in der neuen Studie des Wu p-
pertal-Instituts „Zukunftsfähiges Deutschland in einer
globalisierten Welt“ dargelegt. Im Rahmen eins „neuen
Gesellschaftsvertrags“ sind die „Bürger als Unternehmer
und Konsumenten aufgerufen, einen Teil ihrer Kapital-
und Komfortmacht an die Natur und die Schlechterg e-
stellten auf dem Globus abzutreten.“6 Es soll also ökolo-
gischer produziert werden und umverteilt werden. Die
Autoren schreiben: „Deshalb wird eine Umweltpolitik,
die nicht gleichzeitig auch Sozialpolitik ist, keinen Erfolg
haben“. Wenn durch die Bepreisung von Umweltgütern
die „soziale Ungleichheit nicht weiter aufreißen soll,
werden eine neue Arbeits- und Teilhabepolitik sowie
Maßnahmen zur Umverteilung von Einkommen und Ve r-
mögen dringlich.“7 Neben einer Orientierung auf A r b e i t s -
marktintegration und Teilhabe wird hier im Unterschied
zu den Varianten des Green New Deal mit Wachstum die
Verteilungsfrage gestellt, weil die Autoren off e n s i c h t l i c h
eine andere Einschätzung der Vereinbarkeit von Wi r t-
schaftswachstum und Ökologie haben: „Die Wa c h s t u m-
sorientierung steht in starker Spannung zur Nachhaltig-
keit. Zwar kann der ökologische Umbau der Indu-
striegesellschaft einen Wachstumsschub auslösen. A b e r
der notwendige Rückbau des fossilen Ressourcenver-
brauchs um 80 bis 90 Prozent bis zum Jahr 2050 wird
sich kaum mit einer Verdoppelung des Bruttoinlandpro-
dukts – was einer geringen jährlichen Wachstumsrate von
1,5 % entspräche – vereinbaren lassen. Zukunftsfähigkeit
erfordert deshalb, schon heute vorsorgend Wege zu einer
Wirtschaftsweise einzuschlagen, die allen Bürgern ein
gedeihliches Leben sichert, ohne auf ständiges Wa c h s t u m
angewiesen zu sein.“8 Anders als im Green New Deal mit
Wachstum (GND+W) und im Sozialen Green New Deal
mit Wachstum (SGND+W) gehen die Wuppertaler A u t o-
ren davon aus, dass sich Ressourcenverbrauch und
Wachstum nicht dauerhaft entkoppeln lassen und daraus
die Forderung nach Umverteilung resultiert. Es ist also ein
Sozialer Green New Deal ohne Wachstum (SGND-W).
2 Green New Deal ohne Wachstum? 
Nicht im Kapitalismus…
Im folgenden möchte ich, ausgehend von der hier nicht
weiter ausdiskutierten Prämisse, dass dauerhaftes Wa c h s-
tum, auch sogenanntes „qualitatives Wachstum“ mit
hohem Dienstleistungsanteil, ökologisch nicht tragfähig
ist, die Chancen eines Sozialen Green New Deals ohne
Wachstum (SGND-W) diskutieren.9
Elmar Altvater und andere halten einen „ökologischen
Keynesianismus“ bzw. einen Green New Deal im Rah-
men des Kapitalismus für nicht machbar, weil dieser
immer eine „Überschussproduktion“ erfordert.1 0 A u c h
3 Krämer, Ralf 08: Zehn Kernpunkte für einen ökonomischen Rich-
tungswechsel, für einen sozial-ökologischen New Deal
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3Green Investment erfordere diese Überschussproduktion,
da Renditen erzielt werden müssen bzw. Zinsen an Kre-
ditgeber fällig werden: “Ohne Wachstum ist dies ausge-
schlossen und daher bleibt der grüne Kapitalismus, wie
der schwarze fossile Kapitalismus auch, auf Wa c h s t u m
angewiesen.“ Wenn Wachstum ausbleibe, sei dies A u s-
druck einer Krise mit allen ihren Erscheinungen wie
Pleiten, Verlust von Arbeitsplätzen, Prekarisierung etc.
Ein ökologischer Keynesianismus sei daher nur dann ein
seriöses Konzept, wenn er die „kapitalistische Form der
Überschussproduktion in Frage stellt.“ Zudem führe ein
grüner Markt, eine Bepreisung von Umweltverbräuchen
nur zu neuen schädlichen Produktionen und Schein-
lösungen, etwa der von A g r o - K r a f t s t o ffen. Die grüne
Marktstrategie der „Verwandlung von ökologischen
Bedrohungen in ökonomische Chancen“ lehnt A l t v a t e r
entsprechend ab Dem stellt er eine „positive Vi s i o n “
eines ökologischen Keynesianismus entgegen: We n n
eben grüne Investitionen nicht genügend Profit brächten,
müsse die öffentliche Hand sie durchführen. Dies würde
eine Wiederaneignung öffentlicher Räume bedeuten, so
dass soziale Demokratie sich weiterentwickeln könnte.
Maßgeblicher Träger wären die sozialen Bewegungen. 
Dies könnte als eine vierte Version des Green New Deal
bezeichnet werden: Über grüne Investitionen wird im
ö ffentlichen Raum und in transparenter Demokratie ent-
schieden. Es wäre also eine Art basisdemokratische Plan-
wirtschaft, die eine Postwachstumsökonomie ermöglicht. 
Vergesellschaftung jenseits des Marktes?
Ähnlich argumentieren auch Müller/Passadikis in ihren
„20 Thesen gegen den grünen Kapitalismus“11: Jede
marktgetriebene Wirtschaftsordnung bringe einen „Kolli-
sionskurs mit der Biosphäre“. Auch sie setzen auf die
alleinige Lösungskompetenz von sozialen Bewegungen:
„ Tatsächliche Lösungen für die Klimakrise werden nicht
von Regierungen oder Konzernen entwickelt werden. Sie
können nur von unten kommen, von weltweit vernetzten
sozialen Bewegungen für Klimagerechtigkeit“.
Die Frage, die sich bei einem Setzen auf Ve rg e s e l l s c h a f-
tung der Produktion jenseits von Marktmechanismen
stellt, ist die nach den Grenzen der Partizipation und des
Diskurses. Diskurs bzw. Partizipation bedeutet, eine rege-
lungsbedürftige Materie möglichst herrschaftsfrei mit
allen auszudiskutieren, bis alle mit einer Lösung einver-
standen sind. Unter den Bedingungen einer Ve rg e s e l l-
schaftung, die über lokale Gemeinschaften hinausgeht,
sind dieser Maxime jedoch praktische, auch emanzipati-
ve Grenzen gezogen. Eine komplette Planung des Wi r t-
schaftens ist nicht möglich. Nicht jedes Produkt und jedes
Produktionsverfahren kann von seinen Produzenten und
allen potentiell von der Produktion Betroffenen ausdisku-
tiert werden. Hier sollten historische Erfahrungen des
Realsozialismus ernst genommen werden, der nicht nur
am Autoritarismus gescheitert ist. Demokratisierung der
Wirtschaft kann nicht ein permanenter basisdemokrati-
scher Versammlungsdiskurs sein. Dazu sind die zu
regelnden Dinge zu komplex und die Kulturen auch zu
verschieden. Die Gegenstände des Diskurses mit A u s s i c h t
auf Konsens werden in  modernen, kulturell fragmentier-
ten Gesellschaften notwendigerweise abstrakter. Hier ist
ein Blick in die dunkelblauen Bände (Habermas: T h e o r i e
des kommunikativen Handelns) durchaus hilfreich. 
3 Green New Deal ohne Wachstum? 
Regulation nach dem Leitbild der
„ A l t e r n a t i v e “
Nach Altvater u.a. führt Markt immer zu Wachstum,
kann also nicht Bestandteil eines seriösen Green New
Deal sein. Der französische Regulationstheoretiker
Alain Lipietz vertritt hingegen ausdrücklich, dass auch
eine andere, eine ökologische Regulationsweise des
Kapitalismus denkbar sei, eine „große Transformation
des 21. Jahrhunderts“. Lipietz nennt diese Regulations-
weise die „Alternative“. Theoretischer Hintergrund ist
der Regulationsansatz. Spielräume für eine Verände-
rung ergeben sich danach grundsätzlich aus der Nicht-
Determination der Regulation kapitalistischer Gesell-
schaften. Aus deren A k k u m u l a t i o n s n o t w e n d i g k e i t
heraus ist nicht eine bestimmte Gesellschaftsstruktur,
keine bestimmte Regulationsweise vorherbestimmt. Ein
bekannte Regulationsweise war der Fordismus mit sei-
ner keynesianischen Steuerung der Wirtschaft, dem
Wohlfahrtsstaat sowie der Orientierung auf technischen,
sozialen und staatlich organisierten Fortschritt.
Nach Lipietz konkurrieren im Postfordismus zwei Leit-
bilder um eine neue Regulationsweise. Der „liberale Pro-
duktivismus“ bzw. „Modernismus“ orientiert sich am
Vorrang einer Regulation durch ökonomische Konkur-
renz, die durch Produktivitätssteigerung gerechtfertigt
wird, und lässt dafür eine Fragmentierung der Gesell-
schaft zu. Der liberale Produktivismus fördert Innova-
tion, ist aber in seinen Auswirkungen auf die natürli-
che Umwelt aufgrund der prinzipiellen Richtungslosig-
keit dieser Innovationen unvorhersehbar. Er steht damit
faktisch gegen eine ökologische Transformation. Das
Leitbild der „Alternative“ hingegen soll die Kritik am
Fordismus in Richtung einer sozial-ökologischen Tr a n s-
formation führen. Zur Alternative gehören wesentlich die
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4Elemente Basisdemokratie, Anti-Konsumismus, Öko-
Technologie, Gewinnaufteilung, A r b e i t s z e i t v e r k ü r z u n g ,
ein starker Non-Profit-Sektor, die Sicherung des Wo h l-
fahrtsstaates sowie eine Aufwertung des Lokalen und
der Gemeinschaft.1 2 Diese Elemente finden sich sämtlich
auch beim Konzept des Wuppertal-Instituts, dem Sozia-
len Green New Deal ohne Wachstum (SGND-W). A u c h
das Konzept von Lipietz impliziert eine Regulation ohne
Wachstum – zwingende Folge des Anti-Konsumismus. 
Wie sieht der Deal im Leitbild der „Alternative“ aus?
Erstens gibt es eine neue Balance zwischen Einzelnem
und der Gesellschaft. Sowohl die Autonomie der Indivi-
duen als auch die Solidarität zwischen Individuen und
zwischen Gruppen kommt zur Geltung. Solidarität wird
dabei von unten und von oben gedacht, eine stabile Sozi-
alstruktur entsteht durch die Aufwertung von Gemein-
schaften und Basisdemokratie sowie durch die Sicherung
des Sozialstaats. Das Gesellschaftsprojekt der A l t e r n a t i-
ve, als dessen Ausdruck und Motor die neuen sozialen
Bewegungen identifiziert werden, bezeichnet Lipietz als
„nicht hierarchischer Organizismus“. Mit der Eigenschaft
des „Nicht-hierarchischen“ grenzt sich die „Alternative“
vom hierarchisch strukturierten Fordismus ab, in dem
Solidarität nicht von unten wuchs, sondern über Einbin-
dungen in Großorganisationen verordnet wurde. „Org a n i-
zismus“ weist darauf hin, dass im Unterschied zum Neo-
liberalismus, der keine Gesellschaft kennt, sich die
„Alternative“ auf ein gesellschaftliches Ganzes bezieht:
Ihre Teile werden als deren nützliche Organe betrachtet. 
Zweitens sucht Lipietz die Verbindung von unten und
oben bei der ökologischen Regulierung der Produktion.
Sie kann lokal oder global erfolgen, je nach Aufgabe: „Es
gibt also ein angebbares Niveau von Umweltverschmut-
zung, das für die menschliche Gattung akzeptabel ist.
D a r ü b e r, was das konkret beinhaltet, muss jeweils auf
lokaler Ebene, innerhalb eines lokalen Kollektivs bzw.
einer lokalen Gemeinschaft, oder auf globaler Ebene, wie
im Fall des Tr e i b h a u s e ffekts entschieden werden.“1 3
Lipietz geht offensichtlich davon aus, dass sich die auf
der lokalen und regionalen Ebene gefundenen Lösungen
in die gesamtgesellschaftlichen Ziele einpassen. Neben
der Aufwertung des Lokalen ist ein Element der mög-
lichen „großen Transformation des 21. Jahrhunderts“ die
überregionale Regulierung des Weltmarkts. Dazu
gehören laut Lipietz Importbeschränkungen, Lohnnor-
men, ökonomische und ordnungspolitische Instrumente
zur Senkung des Ressourcenverbrauchs und auch globa-
les Ressourcenmanagement (maximal 600 kg CO2 p r o
Kopf und Jahr) nach dem egalitären Konzept des glei-
chen Umweltraums für jeden Erdbewohner.
Die ökologische Regulierung der Produktion stellt sich
Lipietz durch ordnungspolitische Maßnahmen sowie
durch ökonomische Instrumente zur Steuerung des Kon-
sumentenverhaltens vor, etwa Ökosteuern. Beide Säulen
haben nach Lipietz eine umverteilende Komponente.
Ordnungspolitik, also Ge- und Verbote der Nutzung
bestimmter ökologisch problematischer Güter betreff e n
alle Schichten gleichmäßig und nivellieren so Einkom-
mensunterschiede. Steuern auf umweltschädliche Pro-
dukte bewirkten zwar zunächst eine asymmetrische
B e t r o ffenheit bei Armen und Reichen, da letztere sich die
Produkte weiterhin leisten könnten. Die ärmsten Schich-
ten könnten sich aber ressourcenintensive Konsumtionen
wie etwa eine Flugreise ohnehin nicht leisten, würden
aber durch die Verbesserung der Umweltqualität einen
Nutzen haben. Die mittleren Schichten seine die „kurz-
fristigen“ Ve r l i e r e r. Sie müssten an ihren fordistischen
Konsumidealen Abstriche machen, die sie aber vollstän-
dig ohnehin nicht erreichen könnten. Zur Kompensation
sollte mit den Einnahmen der Ökosteuer der Zugang zu
weniger stark verschmutzenden Techniken gefördert wer-
den. Genau darin bestehe die umverteilende Komponen-
te von Ökosteuern.1 4
4 Ein neues A k k u m u l a t i o n s re g i m e
ohne Ressourc e n ü b e r n u t z u n g ?
In wie weit diese Transformation mit Wachstum verbun-
den ist, lässt Lipietz offen. Nach dem Regulationsansatz
ist für eine stabile Entwicklungsweise des Kapitalismus
ein Akkumulationsregime notwendig. Es sichert über
einen längeren Zeitraum ein stabiles Verhältnis zwischen
Produktion und Konsumtion, auch wenn beide einer stän-
digen Veränderung unterworfen sind. Lipietz definiert ein
Akkumulationsregime als den „Modus systematischer
Verteilung und Reallokation des gesellschaftlichen Pro-
duktes, der über einen längeren Zeitraum hinweg eine
bestimmte Entsprechung zwischen zwei Tr a n s f o r m a t i o-
nen herstellt: einerseits der Transformation von Produkti-
onsverhältnissen (Volumen des eingesetzten Kapitals,
Aufteilung zwischen den Branchen und Produktions-
normen) und andererseits der Transformation von Ve r-
hältnissen der tatsächlichen Konsumtion (Konsumtions-
normen der Lohnabhängigen und anderer sozialer Klas-
sen, Kollektivausgaben etc).“1 5
12 Lipetz, Alain 91: Demokratie nach dem Fordismus.In: Das Argu-
ment 189, Hamburg.
13 Lipetz, Alain 00 (99): Die große Transformation des 21. Jahrhun-
derts. Ein Entwurf einer politischen Ökologie. Münster. S. 68.
14 Noch größer wäre die Umverteilungswirkung, wenn die Einnah-
men im Rahmen einer Öko-Bonus-Regelung paritätisch an jeden
„Besitzer“ der Umwelt, an jeden Erdenbürger rückverteilt werden. 
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15 Lipetz, Alain 98(85): Das Nationale und das Regionale. In:
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lation und Transformation kapitalistischer Gesellschaften. Ham-
burg.
5In vergangenen Perioden des Kapitalismus ist ein A k k u-
mulationsregime immer auch ein Wa c h s t u m s r e g i m e
gewesen. Der Kuchen wurde größer, es wurde mehr
Kapital eingesetzt und mehr Profit gemacht. Im Fordis-
mus wurde gleichzeitig auch mehr konsumiert. Dies
machte diese Phase so relativ stabil, da Ve r t e i l u n g s f r a g e n
am besten umgangen werden konnten. Für alle konnten
die Stücke größer werden, wenn auch auf Kosten der
Ökonomien des Trikonts und auf Basis einer nicht nach-
haltigen, rücksichtslosen Ausbeutung natürlicher Res-
sourcen. 
Die Gretchenfrage ist nun, was bei einer Regulation mit
weniger Konsum, wie sie sich Lipietz bzw. die Wu p p e r-
taler Autoren vorstellen, mit der Kapitalakkumulation
passiert. Wo weniger konsumiert wird, schmälert sich der
Profit und wird weniger akkumuliert werden. Es sei denn,
die Profitrate steigt stärker an, um diesen Effekt zu über-
kompensieren. Genau dies müsste in einem Green New
Deal verhindert werden, wenn es ein grüner und ein
sozialer Deal sein soll. Im Gegenteil, die Profite müssen
sinken. Mit einer Ausweitung des öffentlichen Raums,
mit einer Stärkung des Non-Profit-Sektors, mit einem
Wandel von der Erwerbs- zur Tätigkeitsgesellschaft, mit
einer Steigerung sozialer Sicherheit kann dazu beigetra-
gen werden. 
Soziale Sicherung, etwa in Form eines bedingungslosen
Grundeinkommens oder ähnlicher individueller Sicher-
heiten gegen die Zumutungen des Marktes, hat dabei
die entscheidende Rolle für eine Zurückdrängung des
Profits. Allerdings wird der Markt dadurch nicht aufge-
löst, sondern eingegrenzt und damit in seiner Herr-
schaftsförmigkeit reduziert: Die Alternativen für jeden
einzelnen werden größer. Die Verhandlungsposition der
Nicht-Besitzenden, etwa auf dem Arbeitsmarkt, wird
s t ä r k e r. Der ökonomische Anreiz für eine Tätigkeit wird
für viele unattraktiver. Das, was viele als Gegenarg u m e n t
anführen, ist in Wirklichkeit ein ökologisches Plus: Nur
wenn einem wirklich etwas wichtig ist, wird man dafür
eine ökonomische Aktivität entwickeln, ob bezahlt im
Rahmen von Erwerbsarbeit oder unbezahlt im Rahmen
von Eigen- oder Bürgerarbeit. Dem generell problemati-
schen Verhältnis von ökonomischer Betätigung und öko-
logischen Grenzen tut das gut. Wie viele Produktionen
mit hohem Umweltverbrauch und mit problematischer
sozialer Wirkung werden heute nur deshalb getätigt, um
elementarer ökonomischer Not zu entgehen? Wie oft
wird Kreativität eingesetzt für Produkte und A n g e b o t e ,
deren Emanzipationsgewinn für die Menschen minde-
stens zweifelhaft ist?
Damit ist allerdings nicht beantwortet, ob diese Eingren-
zung von Profit, die ja eine Eingrenzung der kapitalisti-
schen Zone in der Gesellschaft wäre, dauerhaft stabil ist.
Wer kann mit welcher Begründung sagen, dass ein ein-
gegrenzter Markt nicht funktioniert? Wir können es nur
ausprobieren. Wir sollten also einen Green New Deal
nicht per se ablehnen. Es kommt auf seinen sozialen
Gehalt an, und damit auf den eigentlichen Deal. Dann
trägt er eine Dynamik in sich, die in eine soziale und
emanzipative Richtung geht. Ob das dann noch Kapita-
lismus ist? Das lassen wir unsere Enkel definieren. 
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